
 

 
 

Dringlichkeitsantrag 
 
 
Das unterfertigte Mitglied des Gemeinderates stellt gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 den An-
trag, nachstehenden Verhandlungsgegenstand 
 
 
 Nicht bei der Jugend sparen: Ja zum Semesterticketbonus für Studierende 
 
 
in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen und begründet 
die Dringlichkeit der Angelegenheit wie folgt: 
 
Nicht bei der Jugend sparen: Ja zum Semesterticketbonus für Studierende 

Beim Budgetlandtag am 17./18.11.2021 hat das Land Niederösterreich Kürzungen im Bereich 

der Jugendförderung beschlossen. Mit der Streichung der Semesterticketförderungen, die zu 

50% vom Land und 50% von den Gemeinden getragen wurde, spart das Land Niederösterreich 

bei den Studierenden. Niederösterreich leistet bekanntlich auch keinen finanziellen Beitrag 

zum Klimaticket, da die Einnahmenverluste der „VOR“ für die Jahre 2022 und 2023 vom Bund 

ausgeglichen werden. Das Klimaticket stellt für unser Bundesland somit ein Nullsummenspiel 

dar. 

Statt nun junge Niederösterreicher*innen weiterhin zu fördern, damit diese „mobil sein kön-

nen“, wie dies in den Erläuterungen zum Budget angeführt ist, streicht Niederösterreich bei 

der Jugend genau 3,3 Millionen. Dies betrifft die gesamte Budgetposition 1/459909/7690 

„Sonstige Zuwendungen an Einzelpersonen“, welche nun nicht mehr dotiert ist.  

Das Land Niederösterreich verringert das Jugendförderungsbudget um über 70%, statt in die 

Jugend – diese ist schließlich unsere Zukunft – zu investieren. Erschwinglicher Öffentlicher 

Verkehr für Jugendliche hat den zusätzlichen Effekt, dass sie durch die Gewohnheit als Erwach-

sene eher mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren werden.  

Aus der Sozialerhebung Studierende kann man eindeutig sehen: 65% der Studierenden müs-

sen jetzt schon arbeiten, um sich das studieren leisten zu können1. Das Land Niederösterreich 

will durch die Kürzungen den Studierenden offensichtlich das studieren weiter erschweren. In 

 
1 http://www.sozialerhebung.at/images/Praesentationen/Sola19-2020_10_08_Kernbericht.pdf;  

http://www.sozialerhebung.at/index.php/de/ 



 

Zeiten der Klimakrise ist es auch besonders bedenklich, wie wenig Geld in den Aus-

bau des Öffentlichen Verkehrs steckt. 

Eine aktuelle Studie zeigt, dass Studierende beim Pendeln mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

einer immer größer werdenden finanziellen Belastung ausgesetzt werden. Dabei gäbe es in 

NÖ zahlreiche Möglichkeiten um Student*innen diesbezüglich zu entlasten.  

Das TOP-Jugendticket für die Ostregion hat sich seit seiner Einführung bewährt, es kann der-

zeit von allen rund 230.000 Schüler*innen sowie Berufsschüler*innen, Lehrlingen und Teil-

nehmer*innen des freiwilligen Sozialjahres bzw. des freiwilligen Umweltschutzjahres sowie 

Polizeischüler*innen bis zum 24. Lebensjahr auf allen Verbundlinien in Wien, Niederösterreich 

und dem Burgenland bis zum Beginn der Sommerferien um € 79,- in Anspruch genommen 

werden.  

Studierende und sonstige Teilnehmer*innen von berufsausbildenden Schulen, Lehrgängen so-

wie Kursen (zB. Pflegeassistenzberufe) sind jedoch nach wie vor von diesem Angebot – unab-

hängig vom Alter – ausgeschlossen.  

Der zuständige Verkehrslandesrat bezeichnete seinerzeit das Top-Jugend-Ticket als familien-

politischen Meilenstein. Die Einbeziehung der Personen, welche eine Ausbildung absolvieren, 

in das TOP-Jugendticket würde die finanziellen Belastungen der jungen Menschen erheblich 

reduzieren. Darüber hinaus könnte mit dieser Maßnahme auch eine Vereinfachung der För-

derung des Öffentlichen Verkehrs bewirken, da keine unterschiedlichen Förderungen und Zu-

schüsse von Bundesländern, Gemeinden und Verkehrsunternehmen mehr erforderlich wären 

– mit dem TOP-Jugendticket könnte alles abgegolten sein. Dies würde auch eine Verwaltungs-

vereinfachung und somit Kostenersparnis („Sparen im System“) bedeuten. Darüber hinaus 

würden damit Ungleichbehandlungen, welche aus der Zufälligkeit des Hauptwohnsitzes resul-

tieren, beseitigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Deshalb stellt der Gemeinderat der Gemeinde Gaaden folgenden 

Antrag 

• Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Sinne der Antragsbegründung für die 

Ausweitung des TOP-Jugendtickets auf alle unter 26 und alle in Ausbildung befindli-

chen – also Studierenden im universitären als auch im fachhochschulischen Bereich 

sowie sonstige Teilnehmer*innen von berufsausbildenden Schulen, Kursen und Lehr-

gängen sowie Lehrlinge – einzusetzen.  

Weiters möge der Gemeinderat ein Zeichen für die Jugend in unserer Gemeinde setzen und 

weiterhin die Mobilität der Studierenden fördern. Deshalb soll die Gemeinde im eigenen Wir-

kungsbereich: 

• Die Semesterticketförderung in Höhe von 50 € pro Semester weiter auszahlen 

• Den Landesanteil in Höhe von 50 € pro Semester übernehmen 
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  (Unterschrift) 
 
 
 


